
D. Delhaes, D. Fockenbrock
Berlin, Düsseldorf

A
uf eines kann sich der
Kunde der Deutschen
Bahnverlassen:Alljährlich
erhöhtder Staatskonzern,

wie amSonntagwieder geschehen,
im Dezember die Ticketpreise.
Bahn-Chef Rüdiger Grube hat

schließlich ehrgeizige Ziele. Bis
zum Jahr 2017 soll derGewinnvon
jetzt 2,7 auf vier Milliarden Euro
steigen. Die Umsatzrendite will er
in diesem Zeitraumvon 6,8 auf 7,8
Prozent hochtreiben. Die Nettoin-
vestitionen sollenvon jetzt 3,8Mil-
liarden auf 4,5Milliarden Euro stei-
gen. Das steht in dermittelfristigen
Finanzplanung, dieGrubemorgen
demAufsichtsrat präsentierenwill.
Das interne Planungspapier liegt
dem Handelsblatt vor.
Zu dem angestrebten Rekordge-

winn werden neben dem Anstieg
der Fahrkartenpreise vor allem
ebenfalls stetig steigende Netzent-
gelte beitragen. Diesemüssen Kon-
kurrentenwiedie niedersächsische
Metronom oder der Hamburg-
Köln-Express andie Deutsche Bahn
entrichten. Auch dank dieser Ent-
gelte wird der Gewinn der Netz-
Sparte laut Planung von jetzt 895
Millionen auf 1,2MilliardenEuro im
Jahr 2017 steigen. Zudem sollendie
Konkurrenten auch noch für die
Nutzungder Bahnhöfe zahlen. Das
dürfte der Bahn 2017 Einnahmen
von 260 Millionen Euro bringen.
Was bei einemprivatwirtschaftli-

chen Unternehmen, das sich dem
Wettbewerb stellen muss, Beifall
verdiente, stößt im Fall des Staats-

unternehmens Deutsche Bahn auf
Kritik. Die Konkurrenz fühlt sich
übervorteilt. „Die Infrastruktur-
preise laufen unsweg“, klagt Axel
Sondermann,Geschäftsführer des
NahverkehrsbetreibersVeoliaVer-
kehr Regio. Bahnhofs- undTrassen-
preise schlagen bei den Konkurren-
ten der Deutschen Bahn mit rund
50 Prozent der Kosten zu Buche.
Bis heute kannGrube die Preis-

steigerungen fast nach Belieben
durchsetzen. Denn er besitzt mit
dem Schienennetz ein Quasi-Mo-
nopol, derWettbewerb istweitge-
hend ausgeschaltet. Anders als et-
wa in der Telekommunikation
oder der Energiewirtschaft blieb

das Netz der Bahn bis heuteweit-
gehend unreguliert – obwohl der
deutsche Steuerzahler jährlich
vier Milliarden Euro in Erhalt und
Ausbaudes Schienennetzes inves-
tiert.
Um die Vormachtstellung der

Bahn zu brechen und mehrWett-
bewerb auf der Schiene durchzu-
setzen,will EU-Verkehrskommissar
Siim Kallas das Schienennetz vom
Bahnbetrieb trennen. „Wenn ich
als Bahnbetreiber auch die Infra-
struktur besitze, dannwerde ich ei-
ne Million Details finden, wie ich
meinem potenziellen Wettbewer-
ber das Leben schwermache“, be-
gründet Kallas seinenVorstoß.

Solche Redensarten hört man
imManagement-Teamdes Rüdiger
Grube nicht gern. Bahn-Finanz-
chef Richard Lutz wirft der EU-
Kommissionvor, „Gewinnewegre-
gulieren“ zuwollen und damit die
notwendigen Investitionen zu ge-
fährden.
Die Bahn liebt das Privileg eines

Quasi-Monopolisten. Alles lässt
sich besser planen – auch der Ge-
winn.

Bahn-ChefGrubewill die Sonderstellung seines Konzerns ausbauen. DerGewinn
soll bis 2017 aufvier Milliarden Euro steigen, dasGeldvor allem aus demGeschäft
mit dem Schienennetz kommen – zumNachteil von Konkurrenz und Kunden.

Rekordgewinn nach Plan

Ebit des DB-Konzerns
in Mrd. Euro*

Quelle: Unternehmen
*Gewinn vor Steuern/Abschreibungen
Handelsblatt
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Mit der stärkeren

Unabhängigkeit

des Netzes erreichen

wir auch, dass

der Wettbewerb

auf der Schiene

verbessert wird.
Koalitionsvertrag von Union und FDP
26. Oktober 2009

Daniel Delhaes, Dieter Fockenbrock
Berlin, Düsseldorf

Z
wischenRüdigerGrubeundPeter
Ramsauergibtesoft Streit–voral-
lem, wenn es um das Geld geht,
das der Bunddem Staatskonzern
DeutscheBahnüberweist.Dochei-

nigsindsichderBahn-Chefundderdeutsche
Verkehrsminister ineinemPunkt: DieBahn
soll ihrNetzbehalten.EinesaubereTrennung
von den Transportsparten lehnen der Vor-
standsvorsitzendeundderCSU-Ministerab.
BeideverteidigendiebestehendeHolding-

struktur, obwohl die EU-Kommission eine
strikte Trennung von Netz und Betrieb ver-
langt.Ramsauerhatein240-seitigesRegulie-
rungsgesetzvorgelegt:EsermächtigtdieBon-
nerNetzagentur, künftigmit 30Mitarbeitern
vorabzukontrollieren,obdieBahnüberhöh-
te Preise fordert – zulastender Konkurrenz.
DennbislangkannderStaatskonzernweitge-
hendnacheigenemErmessenTrassenpreise
erheben und Nutzungsgebühren für Bahn-
höfeoderWerkstätten festlegen.Obendrein
soll eine sogenannte „Anreizregulierung“
wie im Energie- oder Telekomsektor einge-
führtwerden,damitdiePreise langfristig sin-
ken (siehe nebenstehenden Artikel).
DieMaterie ist so komplex, dassder Bun-

desrat mehr Zeit gefordert hat, um Ram-
sauers Gesetz sorgfältig prüfen zu können.
Zumal auch die Gebühren für die Nutzung
desSchienennetzeskünftigneugeregeltwer-
den.Unddies, so stellten die Bundesländer
fest, sei „von besonderer Bedeutung“.
Schließlich bestellen sie den Nahverkehr in
Deutschlandundmüssten letztlichbezahlen.
DassdieBahnsichüberdiegeplanteRegu-

lierung beschwert, ist nichtverwunderlich.
Doch auch dieWettbewerber üben Kritik.
Dieentzündet sichvor allemamVerschiebe-
bahnhof der Gewinne innerhalb des Kon-
zerns. Die Bahn könne ihre „Gewinne aus
dem Monopol Bundesnetz entweder zum
Wettbewerbsvorteil für ihre eigenenTrans-
portgesellschaftenverwenden“odereswür-
denweitereUnternehmengekauft, letztlich
„finanziert aus Steuergeldern“, wettert die
Vereinigung privater Bahnbetreiber „Mehr
Bahnen!e.V.“DerVerein fordertdaher,dass
derBunddieKontrolleüberdieGewinneaus
dem Schienennetz übernimmt.
Auch die Bundesländer wollen verhin-

dern, dass die BahnGewinne aus demNetz
weiter an die Konzernholding abführt. Im
Geschäftsjahr 2011warendas gut 300Millio-
nen Euro.Tendenz steigend, denndas Netz

soll steigendeGewinneabwerfen.FürAnton
Hofreiter (Grüne),denVorsitzendendesVer-
kehrsausschusses im Bundestag, steht des-
halb fest: „DasvomStaat bezahlte Netzdarf
nicht zur Gewinnabführung missbraucht
werden.“ In diesem Punkt liegt Bahn-Chef
GrubenichtnurmitHofreiter, sondernauch
mitder amtierenden schwarz-gelbenKoaliti-
onüberKreuz. „DasNetzmussunternehme-
risch geführtwerdenunddarf angemessene
Gewinnemachen“, räumt zwar Patrick Dö-
ring, FDP-Generalsekretär und Bahn-Auf-
sichtsrat, ein. „Aber diese Gewinne dürfen
künftig nicht andieHolding abgeführt, son-
dernmüssen imNetz reinvestiertwerden.“
So siehtes auchderKoalitionsvertragvon

UnionundFDPvor. Das Ziel: DieTrassener-
löse und Stationsentgelte fließenwieder di-
rekt indie Infrastruktur. Schließlich investiert
derBundmehralsvierMilliardenEuroSteu-
ergelder pro Jahr in die Bahn.
Dochdaraus istbisheutenichts geworden.

Stattdessen hatte Minister Ramsauer Bahn-
ChefGrube2011verpflichtet, künftig 525Mil-
lionen Euro Dividende pro Jahr an den Al-
leineigentümer Bund auszuschütten. Für
dieses JahrhattedieHauptversammlungbe-
reits im März einen entsprechenden Be-
schluss gefasst. DerBundwilldasGelddann
wieder indasNetz investierenundkannent-
sprechendseineZuschüssevonrund4,2Mil-
liardenEurotrotzEuro-KriseundHaushalts-
konsolidierunghalten.AbdemGeschäftsjahr
2014 solldieBahn sogar 700MillionenEuro
andenBundausschütten.Das kann sie nur,
wenn sie ihren Gewinn kräftig steigert.
„Wichtig ist,dassdasUnternehmendieeige-
ne Investitionskraft nutzt, um in Netz und
Betriebzu reinvestieren, auchmitGewinnen

ausdemNetz selbst“, räumtMinisterRams-
auer ein.
DieBahnselbstpochtdeshalbauchaufdie

unternehmerischeFührungdesNetzes.Kon-
zernchefGrube lässt keineGelegenheit aus,
darauf hinzuweisen, dass aus den eigenen
Gewinnen inzwischen jährlich fast eineMil-
liardeEuro insNetz investiertwerden.Bahn-
Gegner sprechen dagegen von einer Milch-
mädchenrechnung.DenndieBahnmuss ihr
steuerfinanziertes Netz nicht abschreiben.
Gewinne lassen sichdeshalb leichtproduzie-
ren.TheoretischhättedieBahn-Infrastruktur
einenWertvonmindestens88MilliardenEu-
ro, faktisch steht sie aber nurmit 23Milliar-
den Euro in der Bilanz.
Zudem will die Bahn mehr Geld vom

Bund. Seit geraumer Zeit verhandeln beide
Seitenübereineneue„Leistungs-undFinan-
zierungsvereinbarung“ (LuFV):Über sie er-
hält die Bahn derzeit jährlich 2,5 Milliarden
Euro,umdasbestehendeNetz zupflegen. In
eigens erstellten Berichtenweist sie nach,
dass siedasGeld sinnvoll investiert.DerBun-
desrechnungshof hat da allerdings massive
Zweifel und kritisiert die Regelung:Weil die
in der Vereinbarung festgelegten Kriterien
undPflichtenunzureichendseien,müssedie
BahngarnichtumfangreichandenBundbe-
richten.Besser seiesohnehin,wenndieKon-

Der Staat investiert jedes Jahr Milliarden
ins Schienennetz. Kritiker fordern, dass er
die Gewinne nicht der Bahn überlässt.

Wohin mit
den Gewinnen
der Bahn?

trolleeinandererundnichtderKontrollierte
durchführte. Das Ministerium räumt längst
ein,dasseskaumHerrüberdieMilliarden ist
undwilldie „Qualitätskriterien“verbessern.
Die Frage ist nur, wann. Denn die Bahn

hatte verlangt, künftig 4,5 Milliarden Euro
pro Jahr zuerhalten,wiees inVerhandlungs-
kreisenheißt. Inzwischen solldieForderung
bei 3,4MilliardenEuro liegen,eineEinigung
ist nicht inSicht. InnerhalbderBundesregie-
runghießes gestern: „Es gibtderzeitÜberle-
gungen, die bestehendeVereinbarung vor-
erstweiterlaufen zu lassen.“ Damit bekäme
die Bahn für die Bestandspflege des Netzes
weiterhin 2,5 Milliarden – bis eine bessere
Qualitätskontrolle ausgehandeltwird.
Die Bahn jedenfalls benötigt jeden Cent,

umpositiveZahlenvorzulegen:Morgenwird
derAufsichtsrat auchüberStuttgart 21 reden.
Nach Informationen des Handelsblatts hat
Grube intern signalisiert,dassdasBahnhofs-
projekt teurerwirdundernicht allepaarMo-
natehöhereKostenverkündenwill. Alsowill
er eine realistische Zahl nennen, berichten
Grubes Gesprächspartner. Heißt konkret:
Stuttgart 21 könntebis zu 1,5MilliardenEuro
und damit ein Drittel teurerwerden als bis-
her angenommen.DasGeldwürde für ande-
re Schienenprojekte fehlen – oder den Ge-
winn schmälern.

Das vom Staat bezahlte

Netz darf nicht zur

Gewinnabführung

missbraucht werden.
Anton Hofreiter (Grüne),
Vorsitzender des Verkehrsausschusses

Die Bahn ist eine hundertprozentige
Tochter des Bundes. Trotzdem ist die
Konzernstruktur kompliziert, eine
Folge des einst geplanten Börsen-
gangs. Die Bahn-Holding kontrolliert
direkt die drei Netzgesellschaften
(Fahrweg, Personenbahnhöfe, Ener-
gie) und indirekt über die Zwischen-
holding DB Mobility Logistics die Be-
triebsgesellschaften Fernverkehr,
Regio, Arriva, Schenker und Services.

DER BAHN-KONZERN

Gleise am
Frankfurter
Hauptbahnhof:
Steuerfinanzier-
tes Netz.
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Ebit Gewinn vor Steuern und Abschreibungen in Millionen Euro
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Die Planungen der Bahn

Quelle: Unternehmen*Gewinn vor Steuern und Abschreibungen, Planungen ab 2012, RundungsdifferenzenHandelsblatt
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Das Schienennetz
effizienter machen

Klaus Stratmann
Berlin

D ie Deutsche Bahn verwaltet ihr
Schienennetz nachGutdünken.Das
jedenfallswerfendieWettbewerber

dem staatseigenenUnternehmenvor. Sie
beklagen Diskriminierungen und über-
höhte Entgelte für die Netznutzung. Und
soverwundert es nicht, dass die EU-Kom-
mission, der Bundesrat, die Bundesregie-
rung,die Bundesnetzagenturundauchdie
Monopolkommission lieber heute alsmor-
gen ein strenges Regiment einführenwol-
len. Das Ziel: Durch eine straffe Anreizre-
gulierung – alsoden staatlichverordneten
Zwang, beispielsweise das Schienennetz
kostengünstiger zu betreiben – sollen die
Entgelte fürdie Netznutzung gesenktwer-
den. Davon sollen Fahrgäste, Güterver-
kehrskunden und die Wettbewerber der
Bahn profitieren.

Aus Sicht der Monopolkommissionwä-
re eine Anreizregulierung für das Schie-
nennetz ein „großer Schritt nach vorn“:
„Wir sind davon überzeugt, dass sich
durch eine Anreizregulierung erhebliche
Effizienzpotenziale im Schienennetz der
Deutschen Bahn heben lassen. Davon
würden Wettbewerber und Kunden der
Bahn gleichermaßen profitieren“, sagte
Daniel Zimmer, Vorsitzender der Mono-
polkommission, dem Handelsblatt. Die
Anreizregulierung sei „der zentrale
Punkt“ des Gesetzesvorhabens der Bun-
desregierung zur Neuordnung der Regu-
lierung im Eisenbahnbereich. Die Mono-
polkommission fordert außerdem eine
striktere Trennung der Infrastrukturge-
sellschaftvondenTransportgesellschaften
der Deutschen Bahn. „Erst eine solche
Trennungwürde jeden Anreiz des Netzbe-
treibers zu einer Bevorzugung konzernei-
generVerkehrsgesellschaften beseitigen“,
sagte Zimmer. Auchdie Europäische Kom-
mission habe auf diesen Punktwiederholt
aufmerksam gemacht unddeshalb einVer-
tragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

land eingeleitet. In dieser Hinsicht ent-
spreche derGesetzentwurf der Bundesre-
gierung nicht den Forderungen der
Monopolkommission, kritisierte Zimmer.

Aber schon die Anreizregulierung dürfte
die Deutsche Bahn erheblich unter Druck
setzen. Die Betreibervon Strom-undGas-
netzen können ein Lied davon singen. Sie
sind bereits seit Anfang 2009 einer An-
reizregulierung unterworfen. Die Aus-
gangssituation istvergleichbar: Die Ener-
gienetze sind wie das Schienennetz na-
türliche Monopole. Es wäre volks- und
betriebswirtschaftlich unsinnig, Parallel-
strukturen aufzubauen. Umsowichtiger
ist es, die vorhandene Infrastruktur effi-
zient zu nutzen und sie allen Marktteil-
nehmern diskriminierungsfrei zurVerfü-
gung zu stellen.

Die Eigentümer der Energienetze hat-
ten lange eine starke Machtposition inne.
Als komplett vertikal integrierte Unter-
nehmen produzierten sie auch den Strom
und leiteten ihn bis zumKunden. DieVer-
suchung, Wettbewerber zu diskriminie-
ren,war groß. Newcomer, die den Markt
mit eigenen Kraftwerken aufmischenwoll-
ten, hatten es schwer, überhaupt Zugang
zu den Netzen zu bekommen. Die etab-
lierten Versorger sahen sich zudem dem
Vorwurf ausgesetzt, sie nutzten die hohen
Einnahmen aus demNetzgeschäft, umdie
Preise in der Stromerzeugung zudrücken.
Neuen Stromproduzenten wurde der
Markteintritt dadurch zusätzlich er-
schwert.

Doch mit der Regulierung begann eine
neue Ära: In einem ersten Schritt kürzte
die Bundesnetzagentur die Netzentgelte
massiv. Zugleich folgte die Entflechtung
von Netzbetrieb und Erzeugung. Hinzu
kam 2009die Anreizregulierung. Das Sys-
temdahinter: Die Bundesnetzagentur legt
Erlösobergrenzen fest. Aktuell ist der Ei-
genkapitalzins für Neuinvestitionen bei
gut neun Prozent gedeckelt. Außerdem
müssen sich die Netzbetreiber einem Effi-
zienzwettbewerb stellen, jeder Betreiber
muss sich ameffizientesten Netzbetreiber
messen.

Damit die Regulierung nicht zulasten der
Qualität und der Versorgungssicherheit
geht, gibt es flankierend eine Qualitäts-
regulierung: Je nach Netzqualität, die sich
imWesentlichen an der DauervonVersor-
gungsunterbrechungen bemisst, legt die
Regulierungsbehörde Zu- oder Abschläge
auf die Netzerlöse fest.

Die Netzbetreiber haben sich bis heute
nicht mit der Regulierung angefreundet.
Sie kritisieren sie als intransparent und in-
vestitionsfeindlich. Für die Energiever-
braucher ist die Regulierung dagegen ein
Segen. Sie hat zu sinkendenNetzentgelten
geführt.

Bundesregierung will staatliche Vorgaben
wie bei Strom- und Gasleitungen durchsetzen.

REGULIERUNG

Hochspannungsnetz: Mit der Regulie-
rung begann eine neue Ära.
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► Brüsselwill den Bahnbetrieb
vom Schienennetz trennen.

► Lobbyarbeit der Bahn über-
zeugt EU-Kommission nicht.

Thomas Ludwig
Brüssel

K
aumetwas geht RüdigerGrube
so aufs Gemüt wie ein Besuch
in Brüssel. „Die Kommission
sollte sichnichtvorschnell fest-
legen und zu einem seriösen

Verfahren zurückkehren“, seufzte der
ChefderDeutschenBahn (DB) jüngst nach
einemTreffenmitVerkehrskommissar Si-
im Kallas.
Dabei hatte sich Grube so schön muni-

tioniert, umdas deutscheModell des „in-
tegrierten Konzerns“ zuverteidigen: Nach
einer von der DB in Auftrag gegebenen
Studie haben nämlich die Bahnen in Chi-
na und Russland das Verkehrsvolumen,
die Produktivitätvon Anlagen und Perso-
nal und auch ihre Investitionen indenver-
gangenen zehn Jahren deutlich gesteigert
– und zwar nicht zuletzt deshalb, weil in
China und Russland, ähnlich wie in
Deutschland, Infrastruktur und Schienen-
verkehrsbetrieb in einem Unternehmen
vereint sind.Grubes Schlussfolgerung: Es
gibt keinen Anlass, an der DB-Holding-
struktur irgendetwas zu ändern.

Das siehtman inBrüssel ganz anders.Des-
halb setzt die EU-Kommission nationalen
Monopolisten gehörig zu.Voraussichtlich
im Januar wird Kommissar Kallas einen
Gesetzesvorschlag präsentieren, dem zu-
folge die Infrastruktur und der Bahnbe-
trieb in allen EU-Mitgliedsländern ab 2023
striktvoneinander getrennt seinmüssen.
Schon seit Jahren schwelt in der EUder

Streit, ob Europas Staatsbahnen sichvon
ihrem Schienennetz trennenmüssen. Die-
ses „unbundling“ für mehr Wettbewerb
hätte eine Zerschlagung der DB-Holding
zur Folge. Aus Sicht der Kommissionver-
schlechternQuasi-Monopole den Service
auf der Schiene, weil sie Wettbewerbern
den Markteintritt und das Geschäft er-
schweren. Das soll sich ändern.
„Wir haben alle ArgumentevondenKri-

tikern einer Entflechtung gehört, undwir
haben gut zugehört“, sagte Kallas kürzlich

markt, den Brüssel anstrebt. So gebe es in
mehreren Ländern, darunter Deutsch-
land, Anzeichendafür, dass die Bahnen als
Netzbetreiber die Zugangskonditionen für
Konkurrenten diktierten. Entsprechende

Beschwerden liegen der Kommissionvor.
In derVergangenheit hat die EU-Kommis-
siondrei Rechtspakete für eine Liberalisie-
rung des europäischen Eisenbahnsektors
vorgelegt – ohne durchgreifenden Erfolg.
Jetzt soll dasvierte Paket den Durchbruch
bringen. Es soll die Zulassungsmodalitä-
ten für Lokomotiven und andere Bahn-
technik harmonisieren, die Überwa-

chungszuständigkeiten der Europäischen
Railway Agentur (ERA) stärken und Bar-
rieren beim Netzzugang abbauen. Wolle
Europadasvolle Potenzial des Eisenbahn-
sektors ausschöpfen, seien Reformen
zwingend, so Kallas.
Juristisch zu beanstanden ist das Hol-

ding-Modell der Deutschen Bahn derzeit
allerdings kaum. Zumindest nicht aus Sicht
desGeneralanwalts des EuropäischenGe-
richtshofes, der zurzeit einVertragsverlet-
zungsverfahrender EU-Kommission gegen
Deutschlandprüft. EinUrteilwird imFrüh-
jahr 2013 erwartet. In der Regel folgen die
EuGH-Richter der Einschätzung desGene-
ralanwalts. Deshalb will die Kommission
jetzt das Recht ändern.

Aufgaben des Netzbetreibers, die die
Möglichkeit böten, in denWettbewerbder
Transporteure einzugreifen, sollen nach
demWillenvonKallas striktvomVerkehrs-
betrieb abgegrenzt werden. Die Regulie-
rungsbehörden erhielten deutlich mehr
Macht als heute. Das soll es neuen Anbie-
tern und ausländischen Bahnunterneh-
men erleichtern, imGüter- undvor allem
imPersonentransport europaweit tätig zu
werden. Damitwill Kallas auch den Anteil
der Bahnen amGesamtverkehr steigern.
Dieserwar im Frachtsektor zuletzt leicht
auf zehn Prozent gesunken. Im Passagier-
verkehr stagniert er bei sechs Prozent.

EU-Verkehrskommissar Kallaswill das Quasi-Monopol der Deutschen Bahn abschaffen.

Grubes mächtiger Gegenspieler

EU-Verkehrskommissar Siim Kallas: Unbeeindruckt von Gutachten der Bahn.
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„Wir haben alle Argumente
der Kritiker einer
Entflechtung gehört.
Siim Kallas,
EU-Verkehrskommissar

im Gespräch mit Journalisten – und zog
aus demVorgetragenen einen ganz ande-
ren Schluss als sein Gegenspieler Grube.
Integrierte Bahnmodelle, so Kallas, führen
nicht zu dem gemeinsamen Eisenbahn-
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Wenig Wettbewerb auf der Schiene
Großbritannien: Vor knapp
zwei Jahrzehnten hat der da-
malige konservative Premier
John Major die britische

Bahn privatisiert. Die Politiker zerlegten
British Rail in mehr als 100 Firmen und
versprachenmehrWettbewerb zugunsten
der Kunden. DasGegenteil ist eingetreten:
„Der Zugverkehr kostetmehr Steuergelder
als zuvor, während die Leistungen einen
historischen Tiefpunkt erreicht haben“,
urteilt der BahnexperteChristianWolmar,
der Bücher über das Fiasko imMutterland
der Eisenbahn geschrieben hat. Die Priva-
tisierung machte das Bahnfahren müh-
sam,weil die einzelnenGesellschaften ihre
Fahrpläne nicht aufeinander abstimmten,
und unfallträchtig, weil Strecken nicht
richtig gewartet wurden. Um den

Schwund bei den Fahrgastzahlen zu stop-
pen, verstaatlichte die Labour-Regierung
unterTony Blair denNetzbetreiberwieder
und holte Investitionsrückstände auf. Bis
heute geblieben sindUnpünktlichkeit,ver-
gleichsweise hohe Tarife und etwa 25 re-
gionale Bahnbetreiber.Und Subventionen
von zuletzt knapp vier Milliarden Pfund,
die gut ein Drittel des Bahnumsatzes aus-
machen. K. Slodczyk

Frankreich: Kommando zu-
rück! 1997 hatte die Regie-
rung in Paris die Netzgesell-
schaft RFF von der Staats-

bahn SNCF abgespalten. Beide sollen nun
wiedervereinigt werden, weil der Rech-
nungshof die komplizierte Doppelstruktur
wiederholt als zu teuer kritisiert hat. De-

In Großbritannien wurde die Privatisierung teilweise gekippt, in Südeuropa dominieren Staatsbahnen.

AUSLAND

umGleise,Weichenund Signale,Trenitalia
wickelt den Personen- und Güterverkehr
ab. Den Wettbewerb hat diese Trennung
bisher allerdings kaumvorangebracht, da
beideGesellschaftender Staatsbahn Ferro-
viedello Stato (FS) gehören,diedenTicket-
preis mit Subventionen künstlich niedrig
hält. Zwar bietet die private Eisenbahnge-
sellschaft NTV seit April Hochgeschwindig-
keitsverbindungen zwischen verschiede-
nen italienischenGroßstädten an.Doch auf
den Regionalstrecken kämpft die Staats-
bahnweiter für ihr einstigesMonopol. Erst
imSommerverhängtedie italienischeWett-
bewerbsbehörde eine Kartellstrafe gegen
RFI und Trenitalia, weil beide mit einer
„komplexen und einheitlichen Strategie“
den Markteintritt der Privatbahn Arena-
ways behindert haben sollen. F. Specht

tails sind noch unklar, Verkehrsminister
FrédéricCuvillier kündigte bislang nur die
Schaffung einer Infrastrukturgruppe an,
die an die SNCF angelehnt sein soll. Pro-
blematisch sind dieVerbindlichkeiten der
RFF in Höhevon 29,6Milliarden Euro, die
jährlichum rund 1,5Milliarden Eurowach-
sen. Diese Lastwillweder die SNCF über-
nehmen nochder Staat, dessen Schulden-
stand in die Höhe schießen würde. Den
Markt für Personenverkehr auf der Schie-
newill Paris erst im Jahr 2019 vollständig
geöffnet haben; das ist das späteste nach
EU-Recht zulässige Datum. T. Hanke

Italien: Formell sind Bahn-
netz und –betrieb in Italien
getrennt. Die Infrastrukturge-
sellschaft RFI kümmert sich

Handelsblatt Nr. 240 vom 11.12.2012 Seite 006

Tagesthema

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.


